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In den Jahren 2005 bis 2007 führte die Arbeitslosen-
versicherung (ALV) einen sogenannten Aussteue-

rungsbetrag an den Bund ab.1 Dieser Betrag galt als 
eine Art „Strafzahlung“ für nicht vermittelte Arbeits-
lose. Wurde ein Arbeitsloser innerhalb von zwölf Mo-
naten nach Beginn des Bezugs von Arbeitslosengeld 
nicht in den Arbeitsmarkt integriert und wechselte 
folglich in den Grundsicherungsbezug, so hatte die 
ALV einen Aussteuerungsbetrag von rund 10 000 Euro 
pro Fall an den Bund zu überweisen. Die Einnahmen 
des Bundes aus dem Aussteuerungsbetrag fl ossen in 
den Bundeshaushalt und wurden zur Finanzierung der 
Grundsicherungsleistungen für Arbeitssuchende ver-
wendet. Im Ergebnis wurden dadurch die Kosten der 
Grundsicherung zum Teil von der ALV getragen, die 
jedoch nicht für die Finanzierung von Fürsorgeleistun-
gen zuständig ist und es auch nicht sein sollte. Insge-
samt hat der Bund auf diese Weise innerhalb von drei 
Jahren Aufgaben von rund 10 Mrd. Euro auf die ALV 
abgewälzt.

Der Aussteuerungsbetrag war ein versicherungs-
fremdes Element, mit dem die Beitragsmittel der ALV 
zweckentfremdet wurden. Die Regelung war mit vie-
len Nachteilen und Mängeln behaftet.2 Daher war die 
Abschaffung des Aussteuerungsbetrags ein notwen-
diger Schritt in die richtige Richtung. Allerdings führte 
der Gesetzgeber zum 1. Januar 2008 einen Eingliede-
rungsbeitrag als Nachfolgeregelung ein, mit dem die 
Nachteile und Mängel des Aussteuerungsbetrags fort-
geführt und sogar ausgeweitet werden.3

Konzept des Eingliederungsbeitrags

Im Unterschied zum Aussteuerungsbetrag knüpft 
der Eingliederungsbeitrag nicht mehr an der Anzahl 
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der Übergänge vom Arbeitslosengeldbezug in die Zu-
ständigkeit der Grundsicherungsträger an. Stattdes-
sen beteiligt der Eingliederungsbeitrag die ALV an der 
Finanzierung bestimmter Ausgaben des Bundes. Bei 
ihnen handelt es sich zum einen um Ausgaben, die aus 
Leistungen zur Eingliederung in Arbeit entstehen, und 
zum anderen um Verwaltungsausgaben für Grundsi-
cherungsleistungen. Diese Ausgaben wurden zuvor in 
vollem Umfang vom Bund getragen. Mit dem Einglie-
derungsbeitrag wird die ALV nun verpfl ichtet, die Hälf-
te dieser Ausgaben zu übernehmen.4 Im Jahr 2008 be-
lief sich der Eingliederungsbeitrag auf 5 Mrd. Euro, im 
Jahr 2009 wurde er auf 4,87 Mrd. Euro festgesetzt und 
dürfte aufgrund der wahrscheinlich höheren Ausgaben 
des Bundes für Eingliederungsleistungen im Jahr 2010 
auf rund 5,5 Mrd. Euro steigen. Dies entspräche etwa 
0,7 Prozentpunkten des derzeitigen Beitragssatzes zur 
ALV von 2,8%.5

Verstoß gegen das Versicherungsprinzip

Als zentraler Grundsatz für Leistungen und Finan-
zierung der Sozialversicherung ist das Versicherungs- 
bzw. Äquivalenzprinzip anerkannt. Danach sollen So-
zialversicherungsbeitrag und Sozialversicherungsleis-
tung in einem angemessenen Verhältnis zueinander 
stehen. Sozialversicherungsleistungen dürfen nur die-

1 Vgl. § 46 Abs. 4 SGB II a. F.

2 Vgl. ausführlich Karl-Bräuer-Institut des Bundes der Steuerzahler: 
Aussteuerungsbetrag abschaffen!, Sonderinformation Nr. 52, Berlin 
2007. Vgl. auch W. A d a m y :  Gespaltene Haushalte für die Arbeits-
marktpolitik, in: Soziale Sicherheit, 54. Jg. (2005), H. 1, S. 6 ff.; J. A l l -
m e n d i n g e r : Weg mit den „Strafzöllen“, in: Frankfurter Allgemeine 
Zeitung Nr. 196 vom 24.8.2005, S. 3; sowie Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Jahresgut-
achten 2005/06, Bundestags-Drucksache 16/65, Tz. 183 und Tz. 547.

3 Vgl. Karl-Bräuer-Institut des Bundes der Steuerzahler: Hohes Ein-
sparpotenzial in der Arbeitslosenversicherung, H. 104 der Schriften-
reihe, Berlin 2008, S. 66 ff.; und dasselbe: Stellungnahme zum Re-
gierungsentwurf des Sechsten Gesetzes zur Änderung des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze, in: Ausschuss für Ar-
beit und Soziales, Ausschussdrucksache 16(11)818 vom 12.11.2007, 
S. 25 ff.

4 Vgl. § 46 Abs. 4 SGB II n. F.

5 Dies gilt unter der Annahme, dass ein Beitragssatzpunkt 8 Mrd. Euro 
entspricht. 
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jenigen Personen in Anspruch nehmen, die Mitglieder 
einer speziell defi nierten Versichertengemeinschaft 
sind und deshalb gesonderte Beiträge in die jeweilige 
Sozialkasse eingezahlt haben. Für die übrigen Sozi-
alleistungen des Staates gilt dagegen das Fürsorge-
prinzip. Bei Fürsorgeleistungen handelt es sich um ge-
samtgesellschaftliche Leistungen des Staates, die an 
keine Vorleistung geknüpft sind und auf die jeder Bür-
ger im Falle der Bedürftigkeit Anspruch hat. Gemäß 
diesen beiden Prinzipien sind die Aufgaben und die 
Befugnisse des Bundes und der Sozialversicherung 
voneinander abzugrenzen. Insbesondere kann den 
verschiedenen staatlichen Sozialleistungen eine eige-
ne Finanzierungsform zugeordnet werden. Während 
Sozialversicherungsleistungen aus zweckgebundenen 
Beiträgen fi nanziert werden sollten, sind gesamtge-
sellschaftliche Fürsorgeleistungen aus allgemeinen 
Haushalts- bzw. Steuermitteln des Staates zu fi nan-
zieren. Mit diesen Leistungs- und Finanzierungsgrund-
sätzen ist der Eingliederungsbeitrag allerdings nicht zu 
vereinbaren.

Beim Eingliederungsbeitrag handelt es sich um ei-
nen reinen Geldmittelabfl uss aus dem Haushalt der 
ALV in den Bundesetat. Die zur Finanzierung der ALV 
erhobenen Beitragsmittel werden zu einem Teil in den 
Bundeshaushalt umgeleitet, um damit Eingliederungs-
leistungen an Grundsicherungsempfänger bzw. Maß-
nahmen zur Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit 
zu fi nanzieren. Bei diesen Leistungen und Maßnah-
men handelt es sich aber unzweifelhaft um gesamtge-
sellschaftliche Aufgaben, für die eine Finanzierung aus 
dem allgemeinen Steueraufkommen sachgerecht ist.6 
Die Übertragung der (anteiligen) Finanzierungszustän-
digkeit von solchen gesamtgesellschaftlichen Aufga-
ben an die Versichertengemeinschaft der ALV wider-
spricht dem Versicherungsprinzip. Die relativ kleinere 
Personengruppe der Beitragszahler wird nämlich zur 
Finanzierung von Leistungen herangezogen, die nicht 
zum Aufgabenbereich der ALV gehören, sondern im 
Interesse der gesamten Gesellschaft liegen und von 
allen Bürgern im Falle der Bedürftigkeit beansprucht 
werden können, ohne dass zuvor ein Versicherungs-
beitrag entrichtet werden musste.7 Da die Beitrags-
einnahmen der ALV nicht ausschließlich für versiche-
rungsgemäße Leistungen der ALV, sondern auch für 
gesamtgesellschaftliche Aufgaben ausgegeben wer-
den, stehen Beiträge und Leistungen der ALV nicht in 
einem angemessenen Verhältnis zueinander. Sofern 
mit dem Eingliederungsbeitrag Beitragsmittel der ALV 

6 So auch Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung: Jahresgutachten 2005/06, a.a.O., Tz. 183.

7 Im Unterschied zu versicherungsfremden Leistungen ist der Einglie-
derungsbeitrag somit als ein versicherungsfremdes Element zu defi -
nieren, da er für die Versicherten keine zusätzliche Leistung darstellt. 

in Anspruch genommen und zur Finanzierung von ge-
samtgesellschaftlichen Aufgaben verwendet werden, 
verstößt dies gegen das Versicherungsprinzip.8

Zudem entzieht sich der Bund mit der Erhebung 
des Eingliederungsbeitrags seiner fi nanziellen Verant-
wortung für die Folgen der Langzeitarbeitslosigkeit 
und überwälzt die Ausgaben zu Unrecht auf die ALV. 
Die Zusatzbelastung der ALV wird schließlich durch ei-
nen überhöhten Beitragssatz an die Versicherten wei-
tergegeben, die damit für Entwicklungen haften, die 
sie keineswegs beeinfl ussen können. Auf diese Weise 
wird die Versichertengemeinschaft der ALV über das 
vertretbare Maß hinaus zusätzlich belastet.

Verletzung haushaltspolitischer Grundsätze

Die Pfl icht zur Aufstellung eigener Haushaltspläne 
impliziert ebenfalls eine strikte Trennung der zweck-
gebundenen Sozialversicherungsbeiträge von den 
allgemeinen Finanzmitteln des Staates. Während et-
wa Steuern den Gebietskörperschaften zufl ießen und 
in deren Haushalte einzustellen sind, werden Sozial-
versicherungsbeiträge von den Trägern der Sozialver-
sicherung in ihren separaten Budgets verwaltet. Das 
bedeutet aus haushaltspolitischer und verfassungs-
rechtlicher Sicht, dass Sozialversicherungsbeiträge 
nicht willkürlich vom Bund zu eigenen Zwecken ver-
einnahmt werden dürfen.9

Dagegen ist eine Zuführung von allgemeinen Fi-
nanzmitteln des Staates in die Haushalte der Sozial-
versicherungen haushaltspolitisch und verfassungs-
rechtlich unbedenklich, sofern sie geboten ist. Der 
Bund sollte beispielsweise sachgemäß versicherungs-
fremde Leistungen der Sozialversicherungen fi nanzie-
ren. Es ist mit den haushaltspolitischen Grundsätzen 
vereinbar, dass der Bund den Sozialversicherungs-
trägern einzelne sachfremde Aufgaben zuweist, die 
normalerweise in seinen eigenen Verantwortungs-
bereich fallen. Er muss dabei aber das Konnexitäts-
prinzip beachten, demgemäß diejenige Ebene, die 
die Zuweisung angeordnet hat, auch die Finanzierung 
jener Aufgabe sicherzustellen hat. Auf das Verhältnis 
zwischen Bund und Sozialversicherungen bezogen 
bedeutet dies, dass der Bund die Ausgaben für die 

8 Vgl. auch Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung: Jahresgutachten 2007/08, Bundestags-
Drucksache 16/7083, Tz. 320 ff.; sowie I. K u m p m a n n :  Für einen 
nachhaltigen Beitragssatz in der Arbeitslosenversicherung, in: Wirt-
schaft im Wandel, 13. Jg. (2007), H. 11, S. 402.

9 Vgl. H. B u t z e r : Fremdlasten in der Sozialversicherung, Tübin-
gen 2001, S. 320 f.; und K. H. F r i a u f : Öffentliche Sonderlasten und 
Gleichheit der Steuerbürger, in: Institut für Völkerrecht und Ausländi-
sches Öffentliches Recht, Festschrift für Hermann Jahrreiß zum 80. 
Geburtstag, Köln [u.a.] 1974, S. 56. Auch das Bundesverfassungsge-
richt hat in seiner Rechtsprechung die Verfassungswidrigkeit haus-
haltswirksamer Mittelverschiebungen zwischen Sozialversicherung 
und Bund festgestellt (vgl. BVerfGE 75, 108, 148 und BVerfGE 2 BvF 
2/01 vom 18.7.2005, Absatz-Nr. 98 und 101).
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Durchführung einer eigenen Aufgabe, die er zuvor der 
Sozialversicherung zugewiesen hat, vollständig tragen 
muss. Die Sozialversicherung hat insoweit einen An-
spruch auf Steuermittel aus dem Bundeshaushalt im 
Umfang dieser Ausgaben.

Die Haushaltstransparenz ist vor allem für den Steu-
er- und Beitragszahler von Bedeutung, damit er zutref-
fend erkennen kann, ob er in zulässiger Weise mit Ab-
gaben belastet wird.  Fehlt es an der Haushaltstrans-
parenz, so kann die parlamentarisch-demokratische 
Legitimation und Kontrolle über die fi nanzielle Inan-
spruchnahme der Bürger hinsichtlich öffentlicher Auf-
gaben nicht wirksam werden.

Das Erfordernis der Haushaltstransparenz innerhalb 
und zwischen den verschiedenen öffentlichen Etats 
wird vom Eingliederungsbeitrag erheblich beeinträch-
tigt. Zugleich wird die durch den Aussteuerungsbetrag 
bereits begonnene „Verschleierung von Finanzbezie-
hungen zwischen der Bundesagentur für Arbeit und 
dem Bund“10 weiter fortgesetzt. Die beiden voneinan-
der getrennten Haushalte der ALV auf der einen und 
des Bundes auf der anderen Seite werden auf diese 
Weise zu einem Rechnungskreis vermischt. Der Bund 
verstößt mit derartigen „Mischfi nanzierungen“ gegen 
die sachgemäße Trennung der Haushalte des Bun-
des und der Sozialversicherung und verletzt dabei die 
maßgeblichen Budgetgrundsätze.

In seiner Begründung zur Einführung des Eingliede-
rungsbeitrags setzt sich der Gesetzgeber zudem über 
geltende Gesetze und Regelungen hinweg, die sach-
gerechte Vorgaben bezüglich der Aufgabenverant-
wortung und Haushaltstrennung enthalten. Der Ein-
gliederungsbeitrag wird nämlich damit gerechtfertigt, 
dass die Bundesagentur für Arbeit bereits vor der Zu-
sammenlegung der Arbeitslosen- und Sozialhilfe zum 
Jahr 2005 Eingliederungs- und Verwaltungsleistungen 
für Langzeitarbeitslose erbracht hatte und daher eine 
Beteiligung an den Ausgaben für diese Leistungen 
vertretbar sei.11 Dabei wird jedoch übergangen, dass 
nach der im Zuge der „Hartz-Reformen“ festgelegten 
und sachgerechten Abgrenzung der Aufgabenberei-
che nunmehr die Bundesagentur für Arbeit für die Be-
treuung und die Vermittlung von Arbeitslosengeldemp-
fängern zuständig ist, während die Finanzierung der 
Leistungen für Langzeitarbeitslose dem Bund obliegt. 
Dieser neuen und offensichtlich sachgerechten Ab-
grenzung der Aufgabenbereiche sollte die Zuständig-
keit für die Finanzierung der anfallenden Ausgaben fol-

10 Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung: Jahresgutachten 2005/06, a.a.O., Tz. 183.

11 Vgl. Bundesregierung: Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Än-
derung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze, 
Bundestags-Drucksache 16/6741, S. 8 ff. 

gen. Versicherungsleistungen der ALV sollten also aus 
Beitragsmitteln fi nanziert werden, Fürsorgeleistungen, 
wie zum Beispiel das Arbeitslosengeld II und die Leis-
tungen zur Eingliederung von Langzeitarbeitslosen in 
den Arbeitsmarkt, ausschließlich aus Steuermitteln. Im 
Vergleich dazu ist der bloße Hinweis des Gesetzgebers 
auf eine frühere Beteiligung der ALV an diesen Ausga-
ben nach dem Motto „das haben wir früher immer so 
gemacht“ weder sachgerecht noch überzeugend.

Der Eingliederungsbeitrag ist insbesondere mit der 
Gefahr verbunden, dass der Bund dessen Höhe prak-
tisch nach Belieben bestimmen kann. Die Entschei-
dung über das Volumen der Eingliederungsleistungen 
für Grundsicherungsempfänger obliegt einzig dem 
Bund; die ALV hat auf deren Umfang keinen unmittel-
baren Einfl uss. Da der Bund ebenfalls den Beitrags-
satz zur ALV festsetzt, besteht die Gefahr, dass er sei-
nen eigenen Haushalt nach Bedarf auf Kosten der ALV 
und ihrer Versichertengemeinschaft refi nanziert.

Die Erhebung des Eingliederungsbeitrags steht 
auch im Widerspruch zu der Defi nition des Bundes-
zuschusses zur ALV als Beteiligung an den Kosten 
der Arbeitsförderung.12 Der Bund beteiligt sich näm-
lich auf der einen Seite an den Kosten für Maßnahmen 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik der ALV. Auf der an-
deren Seite fordert er aber eine adäquate Beteiligung 
der ALV an jenen Arbeitsförderungsmaßnahmen, die 
im Bundeshaushalt einge stellt sind. Im Ergebnis hat 
diese Methode die gleiche Wirkung wie eine Kürzung 
des Bundeszuschusses. Da diese Kürzung nicht offen 
dargelegt und durch Erhebung des Eingliederungsbei-
trags verschleiert wird, wird die Intransparenz der Fi-
nanzbeziehungen zwischen Bund und ALV verstärkt.

Belastungspolitische Mängel

Die Inanspruchnahme der Beitragszahler zur Finan-
zierung von öffentlichen Aufgaben mithilfe des Einglie-
derungsbeitrags ist darüber hinaus unter dem Aspekt 
einer gleichmäßigen und gerechten Finanzierung öf-
fentlicher oder gesamtgesellschaftlicher Aufgaben zu 
kritisieren. Zu diesem Zweck sollten Steuern erhoben 
werden, die sich am Grundsatz einer Besteuerung 
nach der Leistungsfähigkeit orientieren.

Als Maßstab der Leistungsfähigkeit wird das Ein-
kommen verwendet, das sich als Summe der Ein-
nahmen aus den verschiedenen Einkunftsarten unter 
Abzug von Werbungskosten, Sonderausgaben und 

12 Vgl. § 363 Abs. 1 SGB III. Hierzu sei darauf hingewiesen, dass die-
se Defi nition des Bundeszuschusses nicht sachgerecht ist. Vielmehr 
sollte er nach dem Umfang der Ausgaben für versicherungsfremde 
Leistungen bemessen werden (vgl. Karl-Bräuer-Institut des Bundes 
der Steuerzahler: Hohes Einsparpotenzial in der Arbeitslosenversiche-
rung, a.a.O., S. 80 ff.).
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außergewöhnlichen Belastungen ergibt.13 Berücksich-
tigt werden ferner Unterhaltsaufwendungen für Kinder 
und der Familienstand. Im Gegensatz dazu knüpfen 
Sozialversicherungsbeiträge an das ungeschmälerte 
Arbeitseinkommen des Versicherten an. Diese Bemes-
sungsgrundlage ist im Rahmen der Arbeitslosenversi-
cherung und im Hinblick auf die Einrichtung von Ar-
beitgeberbeiträgen angemessen, taugt aber nicht als 
Bemessungsgrundlage für die Finanzierung allgemei-
ner öffentlicher Güter nach Maßgabe der persönlichen 
Leistungsfähigkeit.14 Dies tritt deutlich zu Tage bei ei-
nem Vergleich der Bemessungsgrundlagen. Unter dem 
Aspekt der steuerlichen Leistungsfähigkeit ist die Be-
messungsgrundlage „Arbeitseinkommen“ einerseits 
zu hoch, andererseits aber auch zu niedrig, ohne dass 
von einem tendenziellen Ausgleich dieser gegenläufi -
gen Abweichungen ausgegangen werden dürfte. So 
lässt die Bemessungsgrundlage „Arbeitseinkommen“ 
einerseits jene soeben genannten Faktoren außer Acht, 
die keine steuerliche Leistungsfähigkeit repräsentieren 
und deshalb die steuerliche Bemessungsgrundlage 
mindern. Andererseits berücksichtigt die Bemes-
sungsgrundlage „Arbeitseinkommen“ nicht diejeni-
gen Einkünfte, die zusätzlich zum Arbeitseinkommen 
erzielt werden und die in der Tendenz die steuerliche 
Leistungsfähigkeit erhöhen. Aufgrund dieser unzutref-
fenden Ermittlung der steuerlichen Leistungsfähigkeit 
sind Sozialversicherungsbeiträge ungeeignet, allge-
meine öffentliche Aufgaben gerecht und gleichmäßig 
zu fi nanzieren.

Zudem ist das beitragspfl ichtige Arbeitseinkommen 
durch eine Beitragsbemessungsgrenze nach oben hin 
begrenzt. Folglich sinkt die relative Sozialabgabenbe-
lastung der Individuen mit einem steigenden Arbeits-
einkommen über der Beitragsbemessungsgrenze. Der 
Belastungsverlauf bei Erhebung von Sozialversiche-
rungsbeiträgen ist somit regressiv. Würden Sozialver-
sicherungsbeiträge zur Finanzierung von öffentlichen 
Aufgaben eingesetzt, so wäre dies belastungspolitisch 
verfehlt, denn auf diese Weise würden niedrige Ein-
kommensklassen relativ höher belastet als gehobene 
Einkommen. Eine Übertragung der Finanzierungszu-
ständigkeit von gesamtgesellschaftlichen Aufgaben 
an die Gruppe der Beitragszahler wäre daher auch 
aus diesem Grund abzulehnen. Dies bedeutet konkret 
für den aus Beitragsmitteln aufzubringenden Einglie-
derungsbeitrag, dass er auch deshalb abzulehnen ist, 

13 Vgl. beispielsweise Karl-Bräuer-Institut des Bundes der Steuerzah-
ler, Steuerentlastung, Steuervereinfachung, Steuergerechtigkeit, H. 84 
der Schriftenreihe, Wiesbaden 1996, S. 20 ff.; J. L a n g : § 9 Einkom-
mensteuer, in: K. T i p k e ,  J. L a n g : Steuerrecht, 19. Aufl age, Köln 
2008, S. 239 ff.; sowie O. S c h u l e m a n n : Horizontale Gerechtigkeit 
und Einkommensbesteuerung, Frankfurt am Main 2008, S. 111 ff.

14 Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung: Jahresgutachten 2005/06, a.a.O., Tz. 587 ff. 

weil er zur Finanzierung öffentlicher Aufgaben die Bei-
tragszahler heranzieht, ohne deren persönliche Leis-
tungsfähigkeit zu berücksichtigen.

Gesamtwirtschaftliche Nachteile

Die Erhebung des Eingliederungsbeitrags führt zu 
einem erhöhten Beitragssatz zur ALV, wodurch sowohl 
Arbeitgeber als auch Arbeitnehmer belastet werden. 
Ein steigender Beitragssatz erhöht die Personalzusatz-
kosten eines Unternehmens, was unter Allokationsas-
pekten kritisch zu beurteilen ist. Sofern die Arbeitge-
ber die höheren Arbeitskosten nicht über Absatzpreise 
oder – bei Unterstellung eines nach unten hin infl exi-
blen Lohnes – über Arbeitsentgelte weitergeben bzw. 
überwälzen können, werden sie dazu gezwungen, ihre 
Nachfrage nach Arbeitskräften zu senken oder aber 
bestehende Arbeitsverhältnisse aufzulösen. Vor allem 
bei Unternehmen mit arbeitsintensiver Produktion ist 
dies von Bedeutung. Denn Beitragserhöhungen ver-
teuern den Produktionsfaktor Arbeit und verringern in 
der Tendenz die Nachfrage nach Arbeitskräften, was 
wiederum eine kontinuierlich steigende Unterbeschäf-
tigung hervorrufen kann. In diesem Fall würde der 
Konsum der Arbeitnehmer eingeschränkt und die Ge-
winne der Unternehmen würden sinken. Dieses Sze-
nario lässt in der Tendenz eine negative Wirkung auf 
die gesamtwirtschaftliche Produktion und Beschäfti-
gung befürchten. Letztendlich kann ein solcher dau-
erhafter Nachfrageausfall das Wirtschaftswachstum 
schmälern.15

Auf der Arbeitsangebotsseite können sich vor al-
lem bei Existenz eines fl exiblen Bruttolohns und eines 
unelastischen Arbeitsangebots negative Effekte erge-
ben. Ein steigender Beitragssatz kann unter diesen 
Annahmen vom Unternehmer auf den Arbeitnehmer 
überwälzt werden und verringert folglich dessen Net-
toverdienst. Die Arbeitnehmer könnten nun die Mög-
lichkeit ergreifen, aufgrund der wachsenden Abgaben-
belastung aus offi ziellen Beschäftigungsverhältnissen 
in die mit Sozialversicherungsbeiträgen unbelastete 
Schwarzarbeit auszuweichen. Der artige Ausweich-
reaktionen würden zu einem Anstieg der Schatten-
wirtschaft führen und schließlich negative Beschäfti-
gungs- und Wachstumseffekte nach sich ziehen.16

Vor allem in einem Konjunkturabschwung mit stei-
gender Arbeitslosigkeit, wie sie für das kommende 
Jahr prognostiziert wird,17 ist die fi nanzielle Beanspru-

15 Vgl. J. E e k h o f f : Beschäftigung und soziale Sicherung, 2. Aufl age, 
Tübingen 1998, S. 65 ff.

16 Vgl. etwa W. S c h ä f e r :  Schattenwirtschaft, Äquivalenzprinzip und 
Wirtschaftspolitik, Diskussionspapiere der Fächergruppe Volkswirt-
schaftslehre der Helmut-Schmidt-Universität Hamburg, Nr. 46/2006, 
S. 4 ff. 

17 Vgl. Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose: Zögerliche Belebung – 
steigende Staatsschulden, Gemeinschaftsdiagnose Herbst 2009.
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chung der ALV mit dem Eingliederungsbeitrag ge-
samtwirtschaftlich nachteilig. Mit steigender Arbeits-
losigkeit erhöhen sich c.p. die Ausgaben des Bundes 
für Eingliederungsleistungen. Folglich steigt auch der 
Eingliederungsbeitrag und damit die Ausgaben der 
ALV. Zur Finanzierung zusätzlicher Mehrausgaben der 
ALV drohte eine Erhöhung des Beitragssatzes und der 
Lohnzusatzkosten, was zu den oben erwähnten nega-
tiven Wirkungen auf die Beschäftigung führen würde. 
Demgegenüber kann die Stützung der gesamtwirt-
schaftlichen Nachfrage mittels zusätzlicher Ausgaben 
des Staates für Eingliederungs- und Grundsicherungs-
leistungen vernachlässigt werden. Die Erhebung des 
Eingliederungsbeitrags wirkt somit unter dem Strich 
prozyklisch und kann einen Beschäftigungsabbau in 
der Rezession noch verschärfen.

Da der Eingliederungsbeitrag den Beitragssatz zur 
ALV über das hinaus erhöht, was versicherungsgemäß 
vertretbar ist, müssen ihm insoweit die soeben ge-
nannten unerwünschten Wirkungen von Beitragssatz-
erhöhungen zugerechnet werden. Deshalb ist auch 
aus gesamtwirtschaftlicher Sicht eine Abschaffung 
des Eingliederungsbeitrags geboten.

Verstoß gegen verfassungsrechtliche Vorgaben

Der Eingliederungsbeitrag sollte nicht zuletzt des-
halb abgeschafft werden, weil er gegen verfassungs-
rechtliche Vorgaben verstößt.18 Zwar hat der Gesetz-
geber die Abführung von Finanzmitteln der ALV in den 
Bundeshaushalt als „Beitrag“ bezeichnet, was ihm 
einen gewissen Gestaltungsspielraum einzuräumen 
scheint.19 Verfassungsrechtlich maßgebend ist jedoch 
letztendlich der konkrete Gehalt der Abführungspfl icht. 
Dieser unterscheidet sich grundlegend von dem ver-
fassungsrechtlich anerkannten Typus des Sozialversi-
cherungsbeitrags.20 So wird der Eingliederungsbeitrag 
weder den Beteiligten einer Sozialversicherung unmit-
telbar auferlegt noch fl ießt er einem Träger der Sozial-
versicherung zu oder deckt Risiken ab, die vom Bild 
der klassischen Sozialversicherung geprägt sind.

Dieser Mangel kann nicht mit dem Hinweis entkräf-
tet werden, der Eingliederungsbeitrag besitze lediglich 
eine geringe fi nanzielle Bedeutung und könne deshalb 
trotz der Zweifel an seiner Verfassungsmäßigkeit hin-
genommen werden. Gegen eine solche „Rettung“ des 
Eingliederungsbeitrags spricht, dass bei Abschaffung 
des Eingliederungsbeitrags der c.p. derzeit geltende 

18 Vgl. ausführlich Karl-Bräuer-Institut des Bundes der Steuerzahler: 
Hohes Einsparpotenzial in der Arbeitslosenversicherung, a.a.O., S. 72 
ff.; sowie F. H a s e :  Der neue „Eingliederungsbeitrag“, in: Soziale Si-
cherheit, 57. Jg. (2008), H. 1, S. 27 ff. 

19 Vgl. H. S i e k m a n n :  Kommentar vor Art. 104a, in: M. S a c h s : 
Grundgesetz, 3. Aufl age, München 2003, Rdnr. 95 ff.

20 Vgl. ebenda, Rdnr. 104 sowie J. I s e n s e e :  Umverteilung durch So-
zialversicherungsbeiträge, Berlin 1973, S. 42.

Beitragssatz der ALV im bedeutenden Ausmaß abge-
senkt werden könnte. Daher besitzen die folgend auf-
geführten Verfassungsverstöße des Eingliederungs-
beitrags durchaus Relevanz und Gewicht.

Erstens ist festzustellen, dass der Gesetzgeber 
mit Einführung und Erhebung des Eingliederungsbei-
trags seine in Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG niedergelegten 
Kompetenzen zur Gesetzgebung auf dem Gebiet der 
Sozialversicherung einschließlich der Arbeitslosen-
versicherung überschritten hat. Denn er hat Regelun-
gen beschlossen, mit denen ein beachtlicher Teil der 
speziell für die Zwecke der Arbeitslosenversicherung 
erhobenen Beitragsmittel in den Bundeshaushalt um-
geleitet wird, wo sie der Finanzierung allgemeiner Auf-
gaben im Bereich der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 
dienen. Der Bund nimmt damit unmittelbar und unbe-
rechtigt Zugriff auf eine Finanzmasse, die ihm von der 
Verfassung entzogen ist.

Zweitens greift der Eingliederungsbeitrag unzulässig 
in die allgemeine Handlungsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 GG) 
der in der ALV Versicherten ein. Diese wird zwar bereits 
durch die Erhebung von Zwangsbeiträgen zur ALV be-
schränkt. Allerdings ist ein solcher Eingriff gerechtfer-
tigt, weil die zweckgebundenen Beiträge in der Versi-
cherungsgemeinschaft verbleiben und ausschließlich 
für Versicherungsleistungen der ALV verausgabt wer-
den.21 Die Inanspruchnahme dieser Versichertenge-
meinschaft in Form des Eingliederungsbeitrags dient 
demgegenüber der Finanzierung von Leistungen, 
deren Erbringung Aufgabe der Allgemeinheit ist und 
deren Finanzierung deshalb der Allgemeinheit obliegt. 
Der Eingliederungsbeitrag stellt somit eine unberech-
tigte Mehrbelastung der Versichertengemeinschaft 
dar, die unzulässig in das Grundrecht der allgemeinen 
Handlungsfreiheit der Mitglieder dieser Versicherten-
gemeinschaft eingreift.

Drittens ist der Eingliederungsbeitrag nicht mit 
dem Gleichheitsgrundsatz aus Art. 3 Abs. 1 GG ver-
einbar. Dieser fordert im Kern den Gesetzgeber auf, 
die Gleichbehandlung von Personen und Personen-
gruppen in vergleichbaren Positionen zu gewährleis-
ten. Für Abweichungen von der gleichen Behandlung 
einer Zielgruppe und für Differenzierungen seitens 
des Gesetzgebers müssen hinreichende Rechtferti-
gungsgründe vorliegen.22 In Anbetracht dieser ver-
fassungsrechtlichen Vorgaben stellt die Erhebung 
des Eingliederungsbeitrags eine Ungleichbehandlung 
zulasten der Beitragszahler im Vergleich zur Belas-

21 Vgl. BVerfGE 113, 167; und F. H a s e :  Rechtswissenschaftliches 
Gutachten über die Verfassungsmäßigkeit der Belastung der Bun-
desagentur für Arbeit mit dem Aussteuerungsbetrag nach § 46 Abs. 
4 SGB II, S. 41 f.

22 Vgl. J. B e c k e r :  Transfergerechtigkeit und Verfassung, Tübingen 
2001, S. 49.
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tung der Allgemeinheit dar. Denn die Beitragszahler 
fi nanzieren die gesamtgesellschaftliche Aufgabe der 
Eingliederung von Grundsicherungsempfängern in 
den Arbeitsmarkt doppelt, und zwar erstens, wie alle 
anderen Steuerzahler auch, über die von ihnen ent-
richteten Steuern und zweitens zusätzlich über den als 
Folge des Eingliederungsbeitrags erhöhten Beitrag zur 
ALV. Eine entsprechende besondere fi nanzielle Verant-
wortung der Beitragszahler für diese Aufwendungen 
besteht indes nicht. Aber auch Haushaltsnöte und die 
mit ihnen verbundene Mittelknappheit können eine 
verfassungswidrige Besteuerung nicht rechtfertigen.23 
Die „doppelte“ Inanspruchnahme von Beitragszahlern 
mit Steuern sowie dem Eingliederungsbeitrag ist dem-
nach auch unter diesem Aspekt als verfassungswidri-
ge Zusatzbelastung zu beurteilen.

Schließlich dürfte die Erhebung des Eingliederungs-
beitrags auch gegen den Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit aus Art. 20 GG verstoßen. Dieser Grund-
satz schreibt dem Gesetzgeber vor, dass das von ihm 
gewählte Mittel in einem vernünftigen Verhältnis zum 
angestrebten Zweck stehen muss. Dazu gehört zu-
nächst, dass das gewählte Mittel geeignet und erfor-
derlich ist, um das geplante Ziel zu erreichen.24 Nun 
ist unbezweifelbar, dass der Eingliederungsbeitrag 
im fi skalischen Sinne durchaus geeignet ist, das vom 
Gesetzgeber faktisch angestrebte Ziel, nämlich eine fi -
nanzielle Entlastung des Bundeshaushalts auf Kosten 
der ALV zu erreichen; er ist in diesem Sinne auch er-
forderlich, denn der Bundeshaushalt weist ein erheb-
liches Finanzierungsdefi zit auf. Jedoch dürfen in den 
Kreis der geeigneten und erforderlichen Mittel nur sol-
che aufgenommen werden, die verfassungsrechtlich 
zulässig sind. Zu ihnen gehört indes nicht der Einglie-
derungsbeitrag, denn mit ihm beansprucht der Bund 
zweckgebundene Einnahmen der ALV, die – wie bereits 
dargelegt – aufgrund der Verfassung allein dem Sozi-
alversicherungsträger und der ihm zugeordneten Ver-
sichertengemeinschaft zustehen. Hinzu kommt, dass 
der Eingliederungsbeitrag keineswegs erforderlich 
ist, um eine angemessene und sachgerechte Lasten-
verteilung zwischen Bund und ALV sicherzustellen,25 
denn diese wurde mithilfe der klaren und sinnvollen 
Abgrenzung der Finanzierungsverantwortung für Ar-

23 So bereits BVerfGE 6, 55 [80].

24 Ein Mittel gilt als geeignet, wenn es die Wahrscheinlichkeit erhöht, 
den gewünschten Erfolg zu fördern. Ein Mittel ist erforderlich, wenn 
als Alternative keine andere Maßnahme ergriffen werden kann, die die 
gleiche Wirkung bei geringerer Belastung der Betroffenen erzielt. Vgl. 
H. B. B ro c k m e y e r : Kommentar zu Art. 20 GG, in: B. S c h m i d t -
B l e i b t re u ,  F. K l e i n :  Kommentar zum Grundgesetz, 9. Aufl age, 
Neuwied [u.a.] 1999, Rdnr. 27; sowie M. S a c h s :  Kommentar zu Art. 
20 GG, in: M. S a c h s : Grundgesetz, 3. Aufl age, München 2003, Rdnr. 
146 ff.

25 Vgl. Bundesregierung: Entwurf eines Sechsten Gesetzes..., a.a.O., 
S. 8 ff.

beitslosenempfänger auf der einen und für Bezieher 
der Grundsicherung auf der anderen Seite bereits im 
Zuge der „Hartz-Reformen“ festgelegt. Letztlich ist es 
unverhältnismäßig, die Beitragszahler mit einem sol-
chen nicht erforderlichen und ungeeigneten Eingriff in 
einem hohen Ausmaß zu belasten.

Fazit

Der Eingliederungsbeitrag ist offensichtlich sys-
temwidrig: Er verstößt gegen relevante Finanzie-
rungsgrundsätze, ist unter belastungspolitischen und 
gesamtwirtschaftlichen Aspekten verfehlt sowie aus 
verfassungsrechtlicher Sicht unzulässig. Deshalb soll-
te der Eingliederungsbeitrag abgeschafft werden. Dies 
hätte nicht zuletzt den Vorteil, dass das drohende Fi-
nanzierungsdefi zit der ALV verringert und eine erhebli-
che Beitragssatzerhöhung verhindert werden könnte.

Es ist jedoch zu beachten, dass bei einer Abschaf-
fung des Eingliederungsbeitrags entsprechende Min-
dereinnahmen im Bundeshaushalt entstehen würden. 
Diese Mindereinnahmen sollten wegen der hohen Ab-
gabenbelastung und der bestehenden Staatsverschul-
dung weder durch Steuererhöhungen noch durch ei-
ne zusätzliche Nettokreditaufnahme ausgeglichen, 
sondern durch Ausgabenkürzungen gegenfi nanziert 
werden. Allerdings lassen sich die entsprechenden 
Ausgabenkürzungen schwerlich in einem Haushalts-
jahr sofort und vollständig realisieren. Daher sollte 
der Eingliederungsbeitrag notfalls innerhalb von zwei 
Jahren in zwei Schritten abgebaut werden. Dennoch 
ist es erforderlich, die Einsparmaßnahmen im Bundes-
haushalt unverzüglich einzuleiten. Zur Gegenfi nanzie-
rung der Mindereinnahmen aufgrund der Abschaffung 
des Eingliederungsbeitrags bieten sich eine Reihe von 
Maßnahmen an.26

Zur weiteren Reduzierung des Finanzierungsdefi -
zits der ALV ist es über die Abschaffung des Eingliede-
rungsbeitrags hinaus erforderlich, auch das Leistungs-
spektrum der ALV zu bereinigen, indem ineffi ziente 
Arbeitsförderungsmaßnahmen und sonstige entbehr-
liche versicherungsfremde Leistungen konsequent ab-
gebaut werden.27

26 So sollten z.B. solche Arbeitsförderungsleistungen für Grundsiche-
rungsempfänger abgebaut werden, die unter Zugrundelegung von 
vorliegenden Evaluationsergebnissen als ineffi zient einzustufen sind. 
Auch könnte eine Streichung des zeitlich begrenzten Zuschlags beim 
Übergang vom Arbeitslosengeld-I- in den Arbeitslosengeld-II-Bezug 
aufgrund der kontraproduktiven Wirkung dieses Zuschlags in Erwä-
gung gezogen werden. Zudem könnten durch eine kontrollierte Verga-
be der Grundsicherungsleistungen, insbesondere der Erstattung der 
Kosten für die Unterkunft, Einsparungen erzielt werden. Ferner be-
steht im Bundesetat noch ein beträchtliches Einsparpotenzial bei den 
Personalausgaben sowie den Zuwendungen. Vgl. Karl-Bräuer-Institut 
des Bundes der Steuerzahler: Hohes Einsparpotenzial in der Arbeits-
losenversicherung, a.a.O., S. 84 f.

27 Vgl. ebenda.
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